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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundeshaushaltsgesetz 2013, das Bun-
desfinanzierungsgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche 
Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-
Kranken- und Unfallversicherungsgesetz und das Notarversicherungsgesetz 1972 
zur risikoaversen Ausrichtung öffentlicher Finanzgebarung geändert werden 
 
 
Zu dem im Betreff genannten Entwurf erlaubt sich das Bundesministerium für Ge-
sundheit und Frauen folgende Stellungnahme abzugeben: 
 
Zum Titel: 
 
Aus sprachlich-legistischer Sicht erscheint der Titel „Bundesgesetz, mit dem das Bun-
desfinanzgesetz, … zur risikoaversen Ausrichtung öffentlicher Finanzgebarung geän-
dert werden“ nicht zutreffend. 
 
Vielmehr darf angeregt werden, die Wortfolge „zur risikoaversen Ausrichtung öffent-
licher Finanzgebarung“ aus dem Langtitel zu streichen und diesem gegebenenfalls 
den Kurztitel „Bundesgesetz zur risikoaversen Ausrichtung öffentlicher Finanzgeba-
rung“ anzufügen. 
 
Zu Artikel 2 (Änderung des Bundesfinanzierungsgesetzes): 
 
Zu Z 2 (§ 2 Abs. 2): 
 
Nach dieser Bestimmung können sich die Träger der Sozialversicherung nach Auffor-
derung des/der Bundesministers/-in für Finanzen im Zusammenhang mit Finanzin-
strumenten, dem Risikomanagement und dem Finanzcontrolling von der ÖBFA bera-
ten lassen. 
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Fraglich ist in diesem Zusammenhang, welche Bedeutung dem Ausdruck „können sich 
nach Aufforderung des Bundesministers für Finanzen beraten lassen“ zukommt: 
 
Bezieht sich die Aufforderung darauf, dass die Träger der Sozialversicherung durch 
den/die BMF nach einer solchen Aufforderung verpflichtet werden, eine Beratung in 
Anspruch nehmen zu können, oder bezieht sich die Aufforderung darauf, dass die 
ÖBFA – wenn die SV-Träger die Möglichkeit der Beratung in Anspruch nehmen wollen 
– nur über Aufforderung des BMF tätig werden darf? 
 
Zu Z 3 (§ 2 Abs. 4): 
 
Die Regelung steht im Zusammenhang mit § 81 BHG und regelt die Möglichkeit der 
Durchführung von Kreditoperationen, Währungstauschverträgen, Veranlagung von 
Kassenmitteln und Risikomanagementleistungen einschließlich Monitoring und Be-
richtswesen durch die ÖBFA nach Aufforderung durch den Bundesminister für Finan-
zen auch für Rechtsträger der Sozialversicherung. 
 
Nach den Erläuterungen zur Bestimmung obliegt die Entscheidung, ob u.a. die SV-
Träger diesbezüglich an den Bund herantreten, diesen. Im Gesetzestext ist dies aller-
dings nicht ausreichend abgebildet, da Voraussetzung für die Erbringung dieser 
Dienstleistungen durch die ÖBFA lediglich die Aufforderung durch den BMF ist. 
 
Dass es sich hierbei um eine bloße Möglichkeit der SV-Träger handelt, die in Rede 
stehenden Dienstleistungen bei Bedarf in Anspruch nehmen zu können, sollte aus 
ho. Sicht daher jedenfalls im Gesetzestext und nicht bloß in den Erläuterungen abge-
bildet werden. 
 
Zu Artikel 3 bis 7 (Änderung des ASVG, GSVG, BSVG, B-KUVG und NVG): 
 
Zu Z 1 und 2 (§ 446 ASVG, § 218 GSVG, § 206 BSVG, § 152 B-KUVG, § 78 NVG): 
 
Eingangs wird festgehalten, dass die Erläuterungen zu den Artikeln 3 bis 7 zur Gänze 
fehlen, was für die Erstellung der Regierungsvorlage jedenfalls vom Bundesministeri-
um für Finanzen zu ergänzen sein wird. 
 
Durch das Sozialrechts-Änderungsgesetz 2015, BGBl. I Nr. 162, wurde § 446 ASVG 
geändert. Im Zuge dieser Änderungen wurde vor dem Hintergrund niedrigster Zinsen 
auch festgelegt, dass die zur Anlage verfügbaren Mittel der Versicherungsträger (des 
Hauptverbandes) lediglich „grundsätzlich“ zinsenbringend anzulegen sind. In diesem 
Zusammenhang wurde dem Ziel der Anlagensicherheit und dem Ziel der Sicherstel-
lung einer angemessenen Liquidität auch Vorrang gegenüber der Erzielung eines an-
gemessenen Ertrages eingeräumt. 
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Es ist nicht nachvollziehbar, warum das Wort „grundsätzlich“ im vorliegenden Ent-
wurf entfallen soll, zumal es – wie bereits zuvor angeführt – keinerlei Erläuterungen 
dazu gibt. Der Entfall des Wortes „grundsätzlich“ in den maßgeblichen Bestimmungen 
wird daher abgelehnt. 
 
 
Eine Ausfertigung dieser Stellungnahme wird an das Präsidium des Nationalrats an 
begutachtungsverfahren@parlament.gv.at übermittelt. 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 
Für die Bundesministerin: 

Hon.-Prof. Dr. Gerhard Aigner 
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